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I. Einleitung 

Seit dem 1.1.1997 gibt es im deutschen Zivilrecht ein weiteres Verbraucher-
schutzgesetz: das Teilzeitwohnrechtegesetz ( TzWrG ). 1 

1. Das Ziel der Untersuchung 

Der Anwendungsbereich dieses TzWrG erfaßt Timesharingverträge, d. h. 
Verträge über das übertragbare und vererbliche Recht, eine Ferienwohnung 
jährlich zur immer gleichen Zeit zu nutzen. Die Erwerber derartiger Timeshare-
rechte zahlen als Gegenleistung einen einmaligen Erwerbspreis und einen zu-
sätzlichen Jahresbeitrag, der sich aus der anteilmäßigen Umlegung der Unter-
halts- und Betriebskosten auf alle an einem Timeshareprojekt beteiligten Urlau-
ber zusammensetzt. In den allermeisten Fällen kann der Timesharer sein Wohn-
recht über eine internationale Tauschbörse mit an anderen Orten gelegenen 
Objekten tauschen, was seine Flexibilität erhöht. 

Ausgangspunkt der Teilzeitwohnrechtsidee ist eine Form der Urlaubsgestal-
tung, die 1965 von einer französischen Gesellschaft entwickelt wurde, sich dann 
vorwiegend in den USA ausbreitete2 und als "Reimport" im Laufe der Jahre 
unter dem Begriff "Timesharing von Ferienwohnungen" in vielen Ländern Eu-
ropas, insbesondere in Spanien3, Großbritannien\ Italien5, der Schweiz6 und 
Deutschland7, Fuß faßte. 

Dieser in Deutschland vergleichsweise neue Vertragstyp ist schon heute von 
großer praktischer Relevanz, sowohl im Hinblick auf seine Verbreitung als auch 

1 Schönfelder Ordnungsnummer 25; Bundesgesetzblatt 1996 I Nr.70, S. 21 54ff. 
2 Zu beidem siehe Koh/hepp, Teilzeiteigentum, S. I und Koh/hepp, RIW 1986, 

s. 176ff. 
3 Das Timesharing in Spanien behandeln ausführlich Schomerus, NJW 1995, 

S. 359ff. bzw. NJW 1996, S. 3239ff. und Selling, RIW 1990, S. 904ff. 
4 Dazu siehe Basse, RIW 1985, S. 28ff.; Schaaf, ZIP 1984, S. 908ff., 910. 
5 Zur Rechtslage in Italien vergleiche von Hülst, Multiproprieta. 
6 Hierzu siehe Scha/ch, Time-Sharing. 
7 Einen Überblick gibt Hildenbrand, NJW 1994, S. 1992ff.; ders., Vertragsgestal-

tung. 
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hinsichtlich der mit ihm verbundenen rechtlichen Probleme. Dies wird an den 
folgenden Zahlen deutlich: 

In dem internationalen Tauschring fiir Teilzeitwohnrechte ( RCI ), dem 1996 
weltweit rund 3000 Anlagen in mehr als siebzig Ländern angeschlossen waren, 
werden jährlich ca. 1,5 Millionen Tausche durchgefiihrt. 8 1984 gab es weltweit 
erst ca. 1600 Timesharinganlagen, so daß sich innerhalb der letzten zwölf Jahre 
deren Zahl fast verdoppelte.9 Die Gesamtzahl der bestehenden Anlagen dürfte 
noch um einiges höher liegen, da der Anschluß einer Timesharing-Anlage an 
den RCI nicht obligatorisch ist. 

In Deutschland gab es 1988 ca. 4000 Inhaber von Timesharingrechten, die 
im RCI Mitglied waren. 1995 betrug die Zahl der deutschen Timesharer dage-
gen schon 72000 und mit einer Fortsetzung dieser Entwicklung ist zu rechnen. 10 

Die deutsche Niederlassung des internationalen Tauschringes fiir Ferienwohn-
rechte bestätigte 1995 mehr als 66000 Tausche. 11 

Der Schutz des Verbrauchers beim Timesharing wurde in den Medien u. a. in 
den Fernsehsendungen "Report" vom 11.3.96, in der "ZDF-Reportage" vom 
31.5. I 996, in der Sendung "Infomarkt-Marktinfo" des SWF 3 vom 7.4.1997 
und in "Piusminus" der ARD vom 13.5.1997 sowie mehrmals in der FAZ12 

thematisiert. 

Die Bedeutung des Timesharing in der heutigen Rechtspraxis ist daran ab-
zulesen, daß es sich zu einem Hauptthema der Beratung in den Verbraucher-
zentralen Deutschlands entwickelt hat. Allein in der Verbraucherzentrale DUs-
seldorf lagen 1994 8000 Bitten von Timesharern um rechtlichen Rat vor. 13 Im 
Rahmen einer statistischen Auswertung von 120 Timesharingverträgen, welche 
die Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen von Juni bis Dezember 1995 
durchfiihrte, zeigte sich, daß 98,3% der Ratsuchenden nicht nur Informationen 
suchten, sondern die Loslösung von einem Vertrag erstrebten. 14 Der Durch-
schnittswert der abgeschlossenen Verträge betrug dabei 16849.- DM- eine fiir 
die meisten Erwerber nicht unbeachtliche Summe. 15 Der Gesamtwert allein die-
ser -nur exemplarisch gesammelten- Fälle der Verbraucherzentrale Nord-

8 Katalog des RCI Deutschland 1996, S. 4. 
9 So Kohlhepp, Teilzeiteigentum, S. 4. 
10 Presseerklärung des RCI Deutschland 1995, S. 511 . 
11 Presseinformation des RC1 Deutschland GmbH, Stand: Juli 1995. 
12 FAZ vom 24.6.1996, S. 12; FAZ vom 9.1.1997, S. 10; FAZ vom 11.3.1997, S. 11. 
13 Rechtsprechungsübersicht der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen, Vorwort, 

S. I. 
14 Tabelle 10 der Statistikauswertung der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen 

vom 21.12.1995. 
15 Tabelle 217 der Statistikauswertung der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen 

vom21.12.1995. 
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rhein-Westfalen innerhalb eines halben Jahres machte somit über zwei 
Mio. DM aus. 16 Die Tätigkeit der Verbraucherzentralen auf diesem Gebiet 
umfaßt neben der Individualberatung einzelner Vertragspartner im wesentlichen 
die Erhebung von Verbandsklagen gegen Timesharing-Firmen aufgrund des 
AGBG bzw. des UWG. Hinzu kommt das Sammeln einschlägiger unveröffent-
lichter Urteile zum Verbraucherschutz beim Timesharing, da die Rechtspre-
chung hierzu trotz der großen Zahl laufender Prozesse nur relativ selten publi-
ziert wird und vor allem bei Anwälten ein großer Informationsbedarf diesbe-
züglich besteht. Von vielen Verbraucherzentralen und anderen Organisationen 
werden darüber hinaus Faltblätter zur Warnung vor dem Abschluß eines Time-
sharing-Vertrages ausgegeben.17 

Daß Verbraucher des öfteren juristischen Rat suchen, nachdem sie einen 
Timesharingvertrag abgeschlossen haben, ist nicht unmaßgeblich auf die Ver-
triebsmethoden - leider recht zahlreicher - "schwarzer Schafe" der Branche zu-
rückzufiihren. Wegen beim Verkauf von Teilzeitnutzungsrechten aufgetretenen 
Betrügereien dieser Timesharing-Firmen wurde darum schon Anfang 1988 vom 
Bundeskriminalamt eine Warnung vor dem Erwerb einer sog. "Kapitalanlage" 
in Gestalt eines Teilzeitwohnrechtes ausgesprochen: Nach Erkenntnissen des 
BKA wurden 1987 Kapitalanlegern Schäden in Höhe von mehreren Millionen 
zugefiigt, indem Timesharingrechte an Bauruinen, Brachland oder letztlich 
nicht fertiggestellten Anlagen veräußert wurden. 18 

Auch in der Rechtsprechung ist Timesharing schon lange kein unbekanntes 
Thema mehr: Allein vor dem Landgericht Aachen schwebten 1995 mehrere 
hundert Verfahren gegen ein bestimmtes Timesharing-Unternehmen. 19 Sogar 
der BGH hatte sich mit Fragen der Sittenwidrigkeit2°, der Transparenz und der 
AGB-Wirksamkeit2\ des IPR22 sowie der Widerruflichkeit von Timesharing-

16 Tabelle 2/7 der Statistikauswertung der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen 
vom 21.12.1995. 

17 Siehe beispielsweise die Verbraucherinformation der Verbraucherzentrale Rhein-
land-Pfalz, Faltblätter der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen zur Warnung vor 
Timesharing, der Rat der Verbraucherzentrale Sachsen und das Merkblatt "Time-
Sharing" der deutsch-schweizerischen Schutzgemeinschaft flir Auslandsgrundbesitz e.V. 

18 Pressemitteilung des BKA Wiesbaden vom 19.1.1988. 
19 Rechtsprechungsübersicht der Verbraucherzentrale Nordrhein-Westfalen, Teil II, 

s. 6. 
20 BGH, Urteil vom 25.2.1994, V ZR 63/93, NJW 1994, S. !344fT. 
21 BGH, Urteil vom 30.6.1995, V ZR 184/94, BGHZ 130, !SOff. = JZ 1996, S. 369ff. 

= MittRhNotK 1995, S. 309ff = NJW 1995, S. 2637 = WM 1995, S. 1632ff. sowie 
BGH, Urteil vom 10.5.1996, V ZR 154/95, NJW-RR 1996, S. 1034ff. 

22 BGH, Urteil vom 19.3.1997, VIII ZR 316/96, JZ 1997, S. 612ff. = NJW 1997, 
S. !697fT.= NJW-RR 1997, S. I 068ff. = ZIP 1997, S. 848ff. = ZIR 1997, S. 848ff. 

3 Kind 


